
AMTSBLATT
DER

FREIEN HANSESTADT BREMEN

2004 Nr. 29Ausgegeben am 1. März 2004

H 1270 

Inhalt
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Europawahl am 13. Juni 2004 . . . . . . . . S. 149

Bekanntmachung zur Europawahl 2004 für Staatsangehörige der übrigen Mitgliedstaaten
der Europäischen Union (Unionsbürger) und der Beitrittsstaaten zur Wahl zum
Europäischen Parlament in der Bundesrepublik Deutschland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S. 150

149

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
für die Europawahl am 13. Juni 2004

1. Die 6. Direktwahl der Abgeordneten des Europä-
ischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutsch-
land am 13. Juni 2004 erfolgt nach den Grundsätzen
der Verhältniswahl mit Listenwahlvorschlägen. Lis-
tenwahlvorschläge können für ein einzelnes Land
(Landeslisten) oder als gemeinsame Liste für alle
Länder (Bundeslisten) aufgestellt werden.

2. Wahlvorschläge sind möglichst frühzeitig schriftlich
einzureichen:

– Wahlvorschläge als gemeinsame Liste für alle Län-
der (Bundeslisten) sind dem Bundeswahlleiter
(Dienststelle: Statistisches Bundesamt, Gustav-Stre-
semann-Ring 11, 65189 Wiesbaden) einzureichen.
Spätester Termin ist der 6. April 2004, 18:00 Uhr.

– Wahlvorschläge für die Freie Hansestadt Bremen
(Landeslisten) sind dem Landeswahlleiter (Dienst-
stelle: Statistisches Landesamt Bremen, An der
Weide 14-16, 28195 Bremen) einzureichen. Spätes-
ter Termin ist der 8. April 2004, 18:00 Uhr.

3. Wahlvorschläge können von Parteien und von sons-
tigen mitgliedschaftlich organisierten, auf Teilnah-
me an der politischen Willensbildung und Mitwir-
kung in Volksvertretungen ausgerichteten Vereini-
gungen eingereicht werden.

4. Die Wahlvorschläge müssen enthalten (§ 9 EuWG, 
§ 32 EuWO):

– als Wahlvorschlag einer Partei den Namen der
einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwendet, auch diese,

– als Wahlvorschlag einer sonstigen politischen Ver-
einigung den Namen der einreichenden politi-
schen Vereinigung und, sofern sie ein Kennwort
verwendet, auch dieses,

– in erkennbarer Reihenfolge die Bewerber und, so-
fern Ersatzbewerber benannt sind, auch diese mit
Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Ge-
burtsdatum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwoh-
nung).

Wahlvorschläge für die Freie Hansestadt Bremen
(Landeslisten) sind von mindestens drei Mitgliedern
des Vorstandes des Landesverbandes des Wahlvor-
schlagsberechtigten oder, wenn kein Landesver-
band oder keine einheitliche Landesorganisation
besteht, von mindestens drei Mitgliedern der jewei-
ligen Vorstände der nächstniedrigen Gebietsver-
bände, die im Bereich des Landes liegen, darunter
dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, per-
sönlich und handschriftlich zu unterzeichnen.

Wahlvorschläge als gemeinsame Liste für alle Län-
der (Bundeslisten) sind von dem Vorstand des Bun-
desverbandes des Wahlvorschlagsberechtigten,
darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertre-
ter, persönlich und handschriftlich zu unterzeich-
nen. Hat ein Wahlvorschlagsberechtigter im Wahl-
gebiet keinen Bundesverband oder keine einheitli-
che Bundesorganisation, ist der Wahlvorschlag von
allen Vorständen der nächstniedrigen Gebietsver-
bände im Wahlgebiet gemeinsam oder, wenn bei ei-
ner sonstigen politischen Vereinigung weder ein
Bundesverband noch ein Gebietsverband im Wahl-
gebiet vorhanden sind, von mindestens drei Mitglie-
dern ihres obersten Vorstandes in einem der übri-
gen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, da-
runter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter,
persönlich und handschriftlich zu unterzeichnen.

5. Wahlvorschläge für die Freie Hansestadt Bremen
(Landeslisten) von Parteien und sonstigen politi-
schen Vereinigungen, die nicht im Europäischen
Parlament, im Deutschen Bundestag oder einem
Landtag seit deren letzter Wahl auf Grund eigener
Wahlvorschläge im Wahlgebiet ununterbrochen mit
mindestens fünf Abgeordneten vertreten sind, müs-
sen außerdem von mindestens 492 Wahlberechtig-
ten der Freien Hansestadt Bremen persönlich und
handschriftlich unterzeichnet sein (Unterstützungs-
unterschriften).

Wahlvorschläge für alle Länder (Bundeslisten) der
vorgenannten Parteien und sonstigen politischen
Vereinigungen müssen von mindestens 4 000 Wahl-
berechtigen persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein (Unterstützungsunterschriften).
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Die Wahlberechtigung der Unterzeichner solcher
Wahlvorschläge muss im Zeitpunkt der Unterzeich-
nung gegeben sein und ist auf amtlichen Formblät-
tern bei Einreichung der Wahlvorschläge nachzu-
weisen.

Für einen nur für die Freie Hansestadt Bremen ein-
zureichenden Wahlvorschlag (Landesliste) werden

– Formblätter für eine Unterstützungsunterschrift
und

– Vordrucke für die Versicherung an Eides statt für
Unionsbürger zum Nachweis der Wahlberechti-
gung für eine Unterstützungsunterschrift für Listen
für ein Land

vom Landeswahlleiter

und

für einen für alle Länder einzureichenden Wahlvor-
schlag (Bundesliste) werden

– Formblätter für eine Unterstützungsunterschrift
und

– Vordrucke für die Versicherung an Eides statt für
Unionsbürger zum Nachweis der Wahlberechti-
gung für eine Unterstützungsunterschrift für ge-
meinsame Listen für alle Länder vom Bundeswahl-
leiter

auf Anforderung kostenfrei ausgegeben.

6. Dem Wahlvorschlag sind beizufügen (§ 11 EuWG, 
§ 32 EuWO):

– die Zustimmungserklärungen der in den Wahlvor-
schlag aufgenommenen Bewerber und Ersatzbe-
werber,

– für Deutsche die Bescheinigungen der zuständi-
gen Gemeindebehörden über die Wählbarkeit der
vorgeschlagenen Bewerber und Ersatzbewerber,

– für Unionsbürger die Bescheinigungen der Her-
kunfts-Mitgliedstaaten, dass sie dort nicht von der
Wählbarkeit ausgeschlossen sind (§ 6 b Abs. 4 Nr. 2
und 4 EuWG) oder dass ein solcher Verlust nicht
bekannt ist sowie die Bescheinigungen der zustän-
digen deutschen Gemeindebehörden, dass sie dort
eine Wohnung innehaben oder ihren sonstigen ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben und nicht gemäß 
§ 6 b Abs. 4 Nr. 1 oder 3 EuWG von der Wählbar-
keit ausgeschlossen sind,

– für Unionsbürger die Versicherungen an Eides
statt über die Staatsangehörigkeit, die Anschrift in
der Bundesrepublik Deutschland, die Gebietskör-
perschaft oder den Wahlkreis des Herkunfts-Mit-
gliedstaates, in dem sie zuletzt eingetragen waren
sowie darüber, dass sie sich nicht gleichzeitig in ei-
nem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Uni-
on zur Wahl bewerben,

– die Niederschrift über die Beschlussfassung der
Versammlung, in der die Bewerber und Ersatzbe-
werber aufgestellt worden sind und die Reihenfol-
ge der Bewerber auf dem Wahlvorschlag festge-
legt worden ist, nebst der dazugehörenden Versi-
cherung an Eides statt,

– die notfalls erforderlichen gültigen Formblätter für
eine Unterstützungsunterschrift nebst der Beschei-
nigung des Wahlrechts der Unterzeichner,

– die schriftliche Satzung, das Programm, die Na-
men und Anschriften der Vorstandsmitglieder so-
wie der Nachweis, dass die Mitglieder des Vor-
standes demokratisch gewählt sind, sofern die Par-
tei oder die sonstige politische Vereinigung nicht
im Europäischen Parlament, im Deutschen Bun-
destag oder in einem Landtag seit deren letzter
Wahl auf Grund eigener Wahlvorschläge im Wahl-
gebiet ununterbrochen mit mindestens fünf Abge-
ordneten vertreten ist.

7. Im Übrigen wird wegen der weiteren Anforderun-
gen an Wahlvorschläge und wegen der mit vorzule-
genden Erklärungen, Niederschriften und Versiche-
rungen auf die Vorschriften der §§ 8 bis 14 des Euro-
pawahlgesetzes (EuWG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 8. März 1994 (BGBl. I S. 423, 555), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
15. August 2003 (BGBl. I S. 1655), sowie auf die 
§§ 32 bis 36 der Europawahlordnung (EuWO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai 1994
(BGBl. I S. 957), zuletzt geändert durch Artikel 1 der
Verordnung vom 12. Dezember 2003 (BGBl. I 
S. 2551), hingewiesen.

Bremen, den 23. Februar 2004

Der Landeswahlleiter

Bekanntmachung zur Europawahl 2004 für Staatsan-
gehörige der übrigen Mitgliedstaaten der Europä-

ischen Union (Unionsbürger) und der Beitrittsstaaten
zur Wahl zum Europäischen Parlament in der Bun-

desrepublik Deutschland

Am 13. Juni 2004 findet die 6. Direktwahl der Abge-
ordneten des Europäischen Parlaments aus der Bun-
desrepublik Deutschland statt. An dieser Wahl können
Sie aktiv teilnehmen, wenn Sie am Wahltag

1. die Staatsangehörigkeit eines der übrigen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union (einschl.
der am 1. Mai 2004 beigetretenen Staaten) besit-
zen,

2. das 18. Lebensjahr vollendet haben,

3. seit mindestens drei Monaten (Stichtag: 13. März
2004) in der Bundesrepublik Deutschland oder in
den übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union (einschl. der am 1. Mai 2004 beigetrete-
nen Staaten) eine Wohnung innehaben oder sich
mindestens seit dieser Zeit sonst gewöhnlich auf-
halten (auf die Dreimonatsfrist wird ein aufein-
anderfolgender Aufenthalt in den genannten
Gebieten angerechnet),

4. weder in der Bundesrepublik Deutschland noch
in dem Mitgliedstaat der Europäischen Union
(einschl. der am 1. Mai 2004 beigetretenen Staa-
ten), dessen Staatsangehörigkeit Sie besitzen,
vom aktiven Wahlrecht zum Europäischen Parla-
ment ausgeschlossen sind,

5. in ein Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik
Deutschland eingetragen sind. Die erstmalige
Eintragung erfolgt nur auf Antrag. Der Antrag
ist auf einem Formblatt zu stellen; er soll bald
nach dieser Bekanntmachung abgesandt wer-
den.


